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Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1921 | „ Nr. 14. 
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Juhalt: Geſetz, betreffend die Bereitſtellung uno Staatsmitteln zur Urbarmachung von ſtaatlichen Mooren, 

S. 227. — Geſetz über die Bergſchulvereine, S. 228. — Erlaß der Minifter für Handel und Gewerbe, 

der ‚öffentlichen Arbeiten und des Innern, betreffend Anwendung des vereinfachten Enkeignungsver⸗ 

fahrens zugunſten des der Braunkohlen⸗ und Brikett⸗Induſtrie⸗Aktiengeſellſchaft in Berlin gehörigen 
Braunkohlentagebaues Kuth bei Bockwitz im Kreiſe Liebenwerda, S. 229. 


(Rr. 12061.) Geſetz, betreffend die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Urbarmachung von 
5 ſtaatlichen Mooren. Vom 11. Januar 1921. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Sa 


Der Staatsregierung wird ein weiterer Betrag von 17 Millionen Mark zur 


Urbarmachung von ſtaatlichen Mooren in den Provinzen Hannover und Schleswig⸗ 


Holſtein zur Verfügung geſtellt. 
8 2. 

(1) Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Bereitſtellung der nach § 1 
erforderlichen Summe Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 

() An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatz⸗ 
anweiſungen oder Wechſel ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der 
Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel werden von der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. 

(3) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine 
und Wechſel können ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem 
beſtimmten Wertverhältniſſe gleichzeitig auf in⸗ und ausländiſche Währungen 
ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

() Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

() Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können 


durch Ausgabe von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen 


in dem erforderlichen Nennbetrage beſchafft werden. = ; 
0) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Ein⸗ 
löſung fällig werdender Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmk find, hat die 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn 
Geſetzſammlung 1921. (Nr. 1206112063.) 


Ausgegeben zu Berlin den 12. Februar 1921. 2 


ee 


Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der Umlauf⸗ 
zeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem 


ze 


die Berzinſung oder Umlaufzeit der einzulöſenden Schatzanweifungen oder Wechſel 
aufhört. 

ee) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
oder Diskontſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher 
Umlaufzeit ſowie zu welchen Kurſen die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen 
und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. Ebenſo 
bleibt ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Werkverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 

( Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konfolidation 
preußiſcher Staatsanleihen (Geſetzzamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 
1897, betreffend die Tilgung von Staatsſchulden (Geſetzſamml. S. 43), und des 
Geſetzes vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ansgleichsfonds für 
die Eiſenbahnverwaltung (Geſetzſamml. ©. 155) anzuwenden. 
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Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten und dem Finanzminiſter ob. 

Berlin, den 11. Januar 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Nr. 12062.) Geſetz über die Bergſchulvereime. Vom 12. Jauuar 1921. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


81. 
Bergſchulvereine bedürfen zur Erfüllung ihres Vereinszwecks der Genehmigung 
des Miniſters für Handel und Gewerbe. 


82. 
Die Genehmigung wird erteilt, wenn 
1. durch die Vereinsſatzung den Bergbehörden ein Aufſichtsrecht in mindeſtens 
dem Umfang eingeräumt iſt, wie es ihnen nach dem Geſetze wegen 
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Verwaltung der Vergbauhilfskaſſen vom 5. Juni 1863 (Geſetzſamml. 
©. 365) gegenüber den Bergbanhilfskaſſen zufteht, 

2. die Erfüllung des Vereinszwecks finanziell geſichert erſcheint und 

3. durch die Vereinsſatzung die Verwaltung der Bergſchule einem Berg⸗ 
ſchulvorſtand übertragen iſt, der ſich in angemeſſenem Verhältnis aus 
Vertretern der Bergbehörden, der Bergwerksbeſitzer, der Bergſchullehrer, 
der Angeſtellten, deren Nachwuchs auf der Bergſchule herangebildet 
wird, und der Bergarbeiter zuſammenſetzt. Die Zahl der Vertreter 
der Bergwerksbeſitzer und die Zahl der Vertreter der Angeſtellten 

und Bergarbeiter muß die gleiche fein. Die Vertreter werden von 
den Organiſationen der Unternehmer und Arbeitnehmer in Vorſchlag 
gebracht. 8 


8 3. | 
6) Die Genehmigung bewirkt, daß auch die Beſitzer im Vereinsbezirke be⸗ 
lezener Bergwerke, die nicht dem Verein und auch nicht einer Bergbauhilfskaſſe 
angehören, nach dem für die Mitglieder geltenden Maßſtabe zu Beiträgen an den 
Verein herangezogen werden können. Was in dieſer Hinſicht als Vereinsbezirk 
anzuſehen iſt, beſtimmt der Miniſter für Handel und Gewerbe, = 
6) Den Bergwerken werden alle nicht unter bergpolizeilicher Aufſicht 
ſtehenden Mineralgewinnungen gleichgeſtellt. Dem Miniſter für Handel und Ge 
werbe bleibt es vorbehalten, in beſonderen Fällen Befreiungen ſolcher Betriebe 
von der Beitragspflicht eintreten zu laſſen. : 
( Die Beiträge der Nichtmitglieder können nach Feſtſetzung durch das 
Oberbergamt im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. 


84. 
Werden Bergſchulen von Vereinen ohne die nach $ erforderliche Genehmi⸗ 
gung unterhalten, ſo ſollen ſie nach Ablauf einer angemeſſenen Friſt durch Geſetz 
auf den Staat übergeführt werden. 


Bergbauhilfskaſſen bedürfen einer Geuehmigung nach § 1 nicht. Sie haben 
in ihren Satzungen dem § 2 Nr. 3 entfprechende Beſtimmungen zu treffen. Die 
Beſtimmungen im § 3 finden auch auf fie Anwendung. 


§ 6. 

Die §§ 1 und 4 gelten auch für die Unterhaltung von Bergſchulen durch 
eine Einzelperſon oder durch mehrere Einzelperfonen, die keinen Bergſchulverein 
bilden. In dieſen Fällen kann die Genehmigung erteilt werden, wenn die Er⸗ 
füllung der Vorausſetzungen des § 2 entſprechend geſichert erſcheint. 
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Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Handel und 
Gewerbe ob. 
Ss. 
Dieſes Geſetz tritt drei Monate nach der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 12. Januar 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


0 


(Nr. 12063.) Erlaß der Miniſter für Handel und Gewerbe, der öffentlichen Arbeiten und 
des Innern, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens 
zugunſten des der Braunkohlen⸗ und Brikett⸗Induſtrie⸗Aktiengeſellſchaft in 
Berlin gehörigen Braunkohlentagebaues Kuth bei Bockwitz im Kreiſe Lieben⸗ 
werda. Vom 29, Januar 1921. 


Au Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Gejegfamml, S. 159) in der Faſſung der 
Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſaamml. S. 57) und vom 19. Auguſt 1918 
(Geſetzzamml. S. 144) ſowie des Geſetzes vom 21. September 1920 (Geſetzſamml. 
S. 437) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den Vor⸗ 
ſchriften dieſer Verordnung bei der Ausübung des Enteignungsrechts, das der 
Braunkohlen⸗ und Brikett⸗Induſtrie⸗Aktiengeſellſchaft in Berlin zur Erweiterung 
ihres Braunkohlentagebaues Kuth bei Bockwitz im Kreiſe Liebenwerda durch Erlaß 
des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom heutigen Tage verliehen iſt, Anwendung 
zu finden hat. 

Berlin, den 29. Januar 1921. 


Der Miniſter Der Miniſter 
für Handel und Gewerbe. der öffentlichen Arbeiten. 
Im Auftrage Im Auftrage 
Voelkel. Hecht. 


Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage 
Meiſter. 


Nedigiert im Büro des Skaatsminiſterſum8. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Der Bezugspreis für die Preußlſche Geſetzſammlung iſt vom 1. Januar 1921 ab auf 21 Mark jährlich einſchließlich der geſetzlichen 
Zeitungsgebühr feſtgeſezt. Der Preis für einzelne Stücke beträgt 30 Pfennig für den Bogen, für die Hauptſachverzeichuſſſe 
1806 bis 1883 50 Mark und 1884 bis 1913 26 Mark. 3 er 

Beſtellungen ſind an dle Poſtanſtalten zu richten. 


